Beabsichtigtes "Sparpaket" der Bundesregierung stoppen:

Höhere Steuern für Reiche statt Kürzungen im Sozialen!

Das sogenannte Sparpaket der Bundesregierung ist keinesfalls "ausgewogen". Es wird deutlich, in welche Richtung die Politik der kommenden Jahre gehen soll:

Die Masseneinkommen sollen weiter fallen und die Infrastruktur unseres Staates soll massiv reduziert, öffentliche Daseinsvorsorge soll weiter privatisiert werden. Nichts Angemessenes ist in dem Paket vorgesehen, um diese Entwicklung zu bremsen. Damit der Staat wieder als Sozialstaat handlungsfähig wird, muss er hohe Einkommen und Vermögen wieder angemessen besteuern.

Zwar handelt es sich bei dem Sparpaket um eine Salamitaktik: Es werden Haushalts-Positionen herausgegriffen, die der Öffentlichkeit als nicht einschneidend verkauft werden. Aber die Weichen sollen gestellt werden: Den ersten Aufschlag macht die Bundesregierung mit einem Sparpaket, welches zu 37 Prozent aus Kürzungen im sozialen Bereich besteht, denen z.B. für den Bankensektor nur ein Anteil von 7 Prozent am Gesamtkürzungsvolumen gegenübersteht!

Keine einzige der Streichungen im sozialen Bereich ist zu rechtfertigen.

Zur Streichung des Zuschlages für ehemalige Alg-I-Empfänger und zur Anrechnung, also unter dem Strich: Streichung des Elterngeldes in Hartz IV:

Der Hartz-IV-Eckregelsatz bedeutet mit 359 Euro/Monat plus Kosten der Unterkunft für alle, die alleine von Arbeitlosengeld II ihren Unterhalt bestreiten müssen, Mangelernährung und starke gesellschaftliche Isolation.

Wenigstens für besondere Gruppen von Hilfeempfängern hatte die Bundesregierung bisher diesen besonders verschärften Mangelzustand ausgesetzt:

· Vormalige Alg-I-Bezieher bekommen je nach vorherigem Erwerbseinkommen einen Zuschlag von maximal 160 Euro im ersten Jahr Alg-II-Bezug (geregelt in Sozialgesetzbuch II, § 24).

· Eltern und ihre Kinder können bisher in Hartz IV ein Jahr lang das sogenannte Elterngeld in Höhe von 300 Euro bekommen, ohne dass es auf ihre Alg-II-Zahlungen angerechnet wird.

Mit beiden Regelungen hat die Bundesregierung bisher indirekt eingestanden, dass der bloße Hartz-IV-Betrag nur ein Leben in für unsere Gesellschaft unerträglichen Mangelverhältnissen zulässt und dass eine Mehrzahlung von ca. 150 Euro monatlich notwendig ist.

Die Streichung dieser beider Regelungen stellt nicht nur eine große Härte für die Betroffenen dar, sondern die Bundesregierung will offensichtlich auch auf diesem Wege die bisherigen Geständnisse, dass der Hartz-IV-Eckregelsatz einen schlimmen Mangelzustand bedeutet, aus den Gesetzesblättern verschwinden lassen.

In der jetzigen Krise wird offensichtlich verstärkt auf Lohnsenkungen gesetzt. Um den Druck zu verstärken, dass Lohnabhängige auch zu niedrigstem Lohn jegliche Arbeit verrichten müssen, soll der Mangelzustand in Hartz IV weiter verschärft werden.

Ich fordere, dass die geplanten Kürzungen zurück genommen werden.

Und ich fordere, dass insgesamt der Mangelzustand in Hartz IV gelindert wird, indem der Hartz-IV-Eckregelsatz von 359 auf 500 Euro angehoben wird.

Zur Umwandlung von Pflichtleistungen in Ermessensleistungen:

Hierbei geht es um die Gewährung von Kosten für Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen, um welche sich Bezieher von Arbeitslosengeld I oder II teilweise selbständig bemühen und welche ihnen in manchen Fällen erlauben, entsprechend ihrer Qualifikation wieder eine Stelle im ersten Arbeitsmarkt zu finden.

Bisher handelte es sich hier für Alg-I-Empfänger oft um Rechtsansprüche. Sie sollen zunehmend durch willkürliche Ermessensleistungen ersetzt werden. Bis zu ein Achtel der jährlichen Mittel für Fortbildungen und Umschulungen sollen zukünftig bundesweit gestrichen werden (ab 2012 von ca. 16 Mrd. 2 Mrd. Euro). Unter dem Strich sollen offenbar zunehmend nur noch 1-Euro-Jobs und neuerdings auch Bürgerarbeit vorrangig als Beschäftigungsmaßnahmen eingesetzt werden.

Offensichtlich sollen besonders Menschen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, immer weniger Chancen für eine qualifizierte Beschäftigung und ein entsprechendes Einkommen bekommen, sondern sie sollen dequalifiziert werden, damit sie zunehmend für niedrigste Löhne zur Verfügung stehen.

Ich lehne diese auf Verwaltungswillkür hinauslaufende Gesetzesänderung ab!

Zur Streichung des Zuschusses zur Rentenversicherung:

Schon jetzt ist der Zuschuss zur Rentenversicherung für Alg-II-Bezieher denkbar gering. 40,80 Euro pro Monat Einzahlung machen gerade einmal 2,19 Euro pro Jahr an Steigerung ihres zukünftigen Rentenanspruches aus. Diesen Betrag will die Bundesregierung nun gänzlich streichen. Diese Streichung wird dazu führen, dass manche Erwerbslose, die mit ihrer Rente bei Beibehaltung der bisherigen Regelung bei Renteneintritt noch knapp über das Grundsicherungsniveau gelangen würden, dann doch unter die Grundsicherung im Alter fallen.

Vor allem bedeutet diese beabsichtigte Streichung von jährlich 1,8 Mrd Euro aber eine weitere deutliche Schwächung der gesetzlichen Rentenkassen, von der alle Erwerbstätigen und zukünftigen Rentnerinnen und Rentner betroffen sind.

Auch diese Streichung lehne ich vollständig ab!

Der Zuschuss zur Rentenversicherung muss im Gegenteil deutlich angehoben werden.

Außerdem wäre die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes von 10 Euro pro Stunde, der bis zu einer Vollzeittätigkeit von 38,5 Stunden pro Woche lohnsteuerfrei gestellt ist, ein Beitrag dazu, dass die Basis für die Einzahlungen in die Rentenkassen und sämtliche weiteren Sozialversicherungssysteme besonders am unteren Einkommensrand verbessert würde.

Zur beabsichtigten Streichung des Zuschusses zu den Heizkosten für Wohngeldempfänger: 

Diese Streichung lehne ich vollständig ab, da sie wie auch die anderen Vorschläge ausschließlich Menschen mit geringen Einkommen trifft.

Mit Einsparungen können die durch die Banken- und Unternehmenskrise entstandenen Probleme der Staatsverschuldung und der defizitären öffentlichen Kassen auf gar keinen Fall gelöst werden. Die beabsichtigten Einsparungen zögern die notwendige und auf jeden Fall früher oder später kommende deutliche Korrektur auf Einnahmenseite nur heraus.

Korrekturen auf der Einnahmenseite waren auch in vergangenen Zeiten die erfolgreiche Antwort auf tiefgreifende Krisen. Im Jahr 1949 führte die Regierung Adenauer einen Spitzensteuersatz von 95 Prozent ein. In den USA wurde als Antwort auf die Weltwirtschaftskrise, die 1929 begann, schon ab dem Jahr 1933 der Spitzensteuersatz von 24 auf zum Schluss 91 Prozent angehoben.

Ich fordere zur Bekämpfung der Krisenfolgen die Wiedereinführung eines Niveaus bei den Steuern auf hohe Einkommen und Vermögen, wie es noch vor 20 Jahren in der BR Deutschland bestand:

· Der Spitzensteuersatz der Einkommenssteuer muss auf 56 Prozent angehoben werden. Gleichzeitig muss die Abgeltungssteuer, die den Einkommensteuersatz von Kapitalerträgen auf 25 % beschränkt, abgeschafft werden.

· Der Satz der Körperschaftsteuer muss ebenfalls wieder 56 Prozent betragen. Die Körperschaftsteuer ist die Steuer der Kapitalgesellschaften, vor allem der großen Aktiengesellschaften. Der Steuersatz wurde seit 1990 schrittweise auf seit 2008 15 % gesenkt.

· Wiedereinführung einer Vermögensteuer. Sie wird seit 1997 nicht mehr erhoben. Laut einer Studie des DIW würde eine Besteuerung des Vermögens in Höhe des Durchschnitts der anderen EU-Staaten und westlicher Industrieländer in Deutschland jährlich 25 Mrd. € einbringen.

· Wiederherstellung einer echten Besteuerung großer Erbschaften. Die Erbschaftssteuer wurde gerade erst zugunsten der großen Vermögen drastisch gesenkt.

· Mehrwertsteuer auf den Handel mit allen Finanzprodukten. Der Handel mit Finanzprodukten, Aktien sowie allen anderen Wertpapieren, mit Devisen, Zertifikaten, Derivaten usw. muss besteuert werden. Es ist absolut untragbar, dass der Kauf von Produkten des täglichen Bedarfs , wie z.B. Brot, mit Mehrwertsteuer belegt ist, nicht  aber der Kauf von Finanzprodukten. Für die Tobin-Steuer, die nur die Besteuerung des Devisenhandels vorsieht, hat man errechnet, dass allein ein Steuersatz von nur 0,1 % weltweit 380 Mrd. US-Dollar einbringen würde. Hier liegt ein riesiges Einnahmefeld, das zusätzlich noch den Effekt hätte, die Umsätze der Spielcasinos der Finanzwelt erheblich einzuschränken.

Ich fordere Sie als Abgeordneten des deutschen Bundestages auf, sich persönlich und in ihrer Bundestagsfraktion dafür einzusetzen, dass sämtliche Streichungen im sozialen Bereich zurückgenommen werden und stattdessen die beschriebenen Maßnahmen ergriffen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Name

